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Die öſterreichiſchen Landtage. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 
(Fortſetzung.) 


In dem Diplome vom 20. October 1860 treten uns an 
erſter Stelle die Landtage entgegen und zwar als Organe zur Mit⸗ 
wirkung an der Geſetzgebung, in welcher ſie ſich mit dem von ihnen 
beſchickten Reichsrathe theilen. Und noch mehr, ihre Competenz er⸗ 
ſtreckt ſich diesmal auf alle Geſetzgebungsobjecte, welche dem Reichs- 
rathe nicht ausdrücklich vorbehalten ſind, ſo daß ſie hiedurch wie 
durch die Beſchickung des Reichsrathes als die urſprünglichen Träger 
des Rechtes der Mitwirkung an der Geſetzgebung erſcheinen. Dieſer 
Grundſatz verliert zwar Vieles von feiner praktiſchen Wichtigkeit da— 
durch, daß alle ſich auf gemeinſchaftliche Rechte, Pflichten und In— 
tereſſen beziehenden Gegenſtände der Geſetzgebung, „namentlich“, jagt 
das Diplom, „das Muͤnz⸗, Geld- und Creditweſen, die Zölle und 
Handelssachen, die Grundſätze des Zettelbank-, Poſt⸗, Telegraphen⸗ 
und Eiſenbahnweſens, die Ordnung der Militärpflichtigkeit, ſowie die 
Erhöhung und Einführung von Abgaben, die Contrahtrung und Con- 
vertirung von Staatsſchulden, die Verfügung über das unbewegliche 
Staatseigeuthum, die jährliche Firirung der Staatsausgaben und 
Prüfung der Finanzgebarung“ den Landtagen der ungariſchen und 
der nicht- ungariſchen Länder gleichmäßig durch den Geſammtreichs. 
rath entzogen ſind; immerhin bleibt aber mit Ausnahme dieſer im 
Art. II des Diplomes bezeichneten Agenden die Thätigkeitsſphäre der 
Landtage ſo unbegrenzt, als das Gebiet der Gefetzgebung es über⸗ 
haupt iſt. Nach dieſen Beſtimmungen ſtand dem Landtage Ungarns 
jener für Salzburg oder Schleſien ebenbürtig zur Seite, alle Land: 
tage waren gleichmäßig durch die Competenz des Reichsrathes be⸗ 
ſchränkt, der aus allen Landtagen gleichmäßig hervorging. Einem 
ſolchen Zuſtande widerſprach aber offenbar die geſchichtliche Entwick⸗ 


en in den Ländern diesſeits der Leitha und jo ſeben wir den 
Grundſatz durch den Vorbehalt im Abſatz 2 des Art. III beſchränkt. 
Seit einer langen Reihe von Jahren, ſagt derſelbe, hatte für die 
nicht⸗ungariſchen Länder eine gemeinſame Behandlung auch bezüglich 
ſolcher Gegenſtände der Geſetzgebung ſtattgefunden, welche nicht der 


— — —- 


ausſchließlichen Competenz des Geſammtreichsrathes zukommen ſollten. 
Die Krone behielt ſich daher vor, auch ſolche Gegenſtände mit ver— 
faſſungsmaͤßiger Mitwirkung des Reichsrathes unter Zuziehung der 
nicht⸗ungariſchen Mitglieder desſelben behandeln zu laſſen, ſo wie es 
jedem Landtage freiſtand, ein beliebiges Object ſeiner legislatoriſchen 
Competenz auf dem Reichsrath zu devolviren. 

Die Durchführung der Grundſätze des Octoberdiplomes iſt 
nicht aus einem Guſſe erfolgt. Wir muſſen die vier Landesſtatute 
für Steiermark, Kärnten, Salzburg, Tirol, welche noch im October 
und November erſchienen, von den fünfzehn Landesordnungen des 
Februar 1861 ſcharf unterſcheiden. In den vier erſteren iſt die Com⸗ 
petenz der Laudtage erſtens, im Widerſpruche mit Artikel III, Ab— 
ſatz 1 des Diplomes, durch eine, wenn auch nicht ſehr präeiſe, 
doch im Weſen imative Aufzählung der Agenden normirt und 
zweitens in Fragen der Geſetzgerung zu einem lediglich berathen⸗ 
den Einfluß herab zedrückt. Es iſt hier nicht am Platze, den 
Einklang oder Widerſpruch dieſer zweiten Beſtimmung mit den 
Grundſätzen des Diplomes zu prüfen, zweifellos exiſtirt fie für 
Kärnten, wo ausdrücklich nur von einem Beirath in Fragen der 
Landesgeſetzgebung geſprochen wird fo. wie für Steiermark und Salz- 


burg, wo bei allen Geſetzesänderungen nicht nur die Genehmigung, 


ſondern auch die Entſcheidung dem Kaiſer vorbehalten iſt Nur in Tirol 
findet ſich merkwürdiger Weiſe dieſer letztere Zuſatz nicht, hier allein 
könnte daher vielleicht von einer beſchlienenden Mitwirkung die Rede 
fein. Ganz anders ſtellt ſich aber die Sache nach den Landesordnungen 
des Februar, welche mit Verdrängung der Goluchowski'ſchen Statute 
die Durchführung des Octoberdiplomes übernahmen. Hiernach be— 
ſitzen die Landtage entſchieden eine beſchließ ende Mitwirkung in 
Sachen der Geſetzgebung, ja es iſt dieſer Authel an der geſetzgeben⸗ 
den Gewalt nicht inmal durch das Verordnungsrecht der Executive in 
jener Weiſe beſchränkt, wie es durch den § 13 des Grundgeſetzes 
über die Raichsvertretung in den Fragen der Reichgeſetzgebung ge— 
ſchehen iſt. Inſoweit hat die Februarverfaſſung die Autorität der 
Landtage unbedingt erhöht und zwar nach dem bekannten Rund- 
ſchreiben des Staatsminiſters und dem offieiböſen C mmentar der 
Februarverfaſſung (W. 3. vom 27. Februar) offenbar aus dem Mo⸗ 
tiv, um die Parität zwiſchen den ungariſchen und nicht⸗ungariſchen 
Vertretungskörpern herzustellen. Auch darin ſtehen, wie nach dem 
Octoberdiplom, die zahlreichen öſterreichiſchen Landtuge mit den 
ungariſchen auf gleicher Stufe, daß über allen ſich der Reichsrath, 
aus Landtagsdelegirten und einem Herrenhaus (letzteres auf Grund 
von Viril berechtigung, Erblichkeit und Ernennung) gebildet, erbeben 
ſoll, allein durch die Einfügung eines engeren Reichsrathes find die 
öſterreichiſchen Landtage ſchlißlich doch weit unter die Bedeutung 
der ungarſſchen herabgedrückt. Wir müſſen hier die einſchlägigen 
Beitinimun.en über die Reichsvertretung herbeiziehen, um völlig klar 
zu werden. Nach dem Octoberdiplom war eine vollſtändige Parität der une 
gariſchen und nicht ungariſchen Landtage allerdings auch nicht vorhanden, 


ein ſchwacher dualiſtiſcher Anklang liegt in dem beſprochenen Vorbehalt des 
Art. III, welcher der Krone geſtattet, nicht-ungariſche Lauder berührende 
Geſetzgebungsfragen durch die nicht-ungariſchen Reichsräthe gemeinſam 
behandeln zu laſſen. Aus dieſem Rechte der Krone hat aber die 
Februarverfaſſung die organiſche Juſtitution des engeren Reichsrathes 
geſchaffen und dieſem die poſitiv nicht definirte Fülle der geſetz⸗ 
geberiſchen Thätigkeit zugewieſen, während den Landtagen eine in den 
Landesordnungen genau umſchriebene Competenz zuerkannt iſt. Dem⸗ 
zufolge erſcheint nur die Geſammtheit der öſterreichiſchen Länder als 
eine jenen der ungariſchen Krone gleichwerthige Größe, es ſind aller— 
dings Rechte an die Volksvertretungen überlaſſen, welche dieſe nach 
dem Diplom nicht beſaßen, bei der Vertheilung derſelben zwiſchen 
Landtagen und Reichsrath ſind die erſteren aber unſtreitig verkürzt. 
Der Umfang der Landtagscompetenz in legislatoriſcher Beziehung 
entſpricht nunmehr faſt vollkommen jener der Landesverfaſſungen von 
1849; neu iſt nur die nach dem Muſter der Goluchowski'ſchen 
Statute ſchärfer ausgebildete Beſtimmung des § 19 der Landes— 
ordnungen, laut welcher die Landtage über kundgemachte oder zu 
ſchaffende allgemeine Geſetze und Einrichtungen auch aus eigener Ini— 
tiative zu berathen und Auträge zu ſtellen berechtigt ſind. Hiedurch 
und durch den vollſtändigen Mangel einer direct gewählten Reichs- 
vertretung iſt der Einfluß der Landtage auf Angelegenheiten des 
Geſammtſtaates in viel unmittelbarerer und zwingenderer Weiſe her— 
geſtellt, als es nach der Märzverfaſſung der Fall geweſen war. Hievon 
abgeſehen iſt aber, wie geſagt, die Competenz die gleiche, denn als 
Landesangelegenheiten gelten 1. alle Anordnungen in Betreff der 
Landescultur, der aus Landesmitteln beſtrittenen öffentlichen Bauten 
und dotirten Wohlthätigkeitsanſtalten, des Voranſchlages und der 
Rechnungslegung des Landes, 2. die Ausführung der allgemeinen 
Geſetze rückſichtlich der Gemeinde-, Kirchen- und Schulangelegenheiten, 
der Vorſpannsleiſtung, der Heeresverpflegung und Einquartierung, 3. 
alle durch beſondere Verfügungen der Landesvertretung zugewieſenen 
Anordnungen. Es haben ſomit die Landtage einen dreifachen legis— 
latoriſchen Wirkungskreis, einen, möchten wir beinahe ſagen, ſelbſt— 
ſtändigen rückſichtlich der ihnen ausſchließlich zuſtehenden Fragen, einen 
in der allgemeinen Geſetzgebung eingeichloffenen, einen von Fall zu 
Fall übertragenen, und dieſer kommt den ſiebzehn nicht. ungariſchen 
Ländern, welche als Träger der Autonomie erſcheinen “), in durchaus 
übereinſtimmender Weiſe zu. Zwiſchen den ungariſchen und nicht-unga— 
riſchen Landtagen waltet ein tiefgehender Unterſchied der Competenz 
ob, der böhmiſche und galiziſche oder der ſalzburgiſche und vorarl— 
bergiſche, Parlamente von 150 bis nahezu 250 Mitgliedern und Ver⸗ 
ſammlungen von 20 bis 30 Abgeordneten, ſtehen in dem Maße der 
zugetheilten Aufgaben einander völlig gleich. Daran iſt auch trotz der 
Wechſelfälle des öſterreichiſchen Verfaſſungslebens nichts geändert 
worden. 

Die Landesordnungen haben manche Correctur erfahren, das 
ganze Syſtem des ſtaatsrechtlichen Baues des Reiches iſt durch den 
Ausgleich mit Ungarn ein anderes geworden, die Geſammtvertretung 
der nicht ungariſchen Netchöhälfte iſt ſeit der Loslöſung derſelben von 
den Landtagen durch die Wahlreform des Jahres 1873 eine weſentlich 
verſchiedene, die Gleichſtellung der einzelnen öſterreichiſchen Landtage 
rückſichtlich ihrer legislativen Competenz beſteht nach wie vor. Wohl 
aber wurde der Inhalt und die Bedeutung der letzteren zweimal für 
alle Landtage gleichmäßig, nämlich durch Reichsgeſetze, verändert, 
die Verfaſſungsreviſion von 1867 hat den Landtagen direct eine 
Machterweiterung gebracht, und die Wahlreform von 1873 hat in⸗ 
direct ihren Einfluß weſentlich gemindert. Durch den Ausgleich 
mit Ungarn wurde die gemeinſchaftliche Vertretung des Neichs im 
Reichsrathe aufgehoben, die legislativen Competenzen des Geſammt⸗ 

reichsrarhes fielen damit für Weſtöſterreich auf den engeren oder wurden 
wenigſtens auf dieſen übertrugen. Jene Unterordnung, welche die 
Landtage bisher dem Geſammtreichsrathe gegenüber gekannt hatten, 
ſollte nun unter die Vertretung einer Reichshälfte erfolgen und der 
Druck mußte um ſo empfindlicher werden, als die nunmehr in einer 
Hand vereinigten übergeordneten Eompetenzen von einem kleineren, 
aus weniger disparaten Elementen gebildeten Colleg geübt wurden. 


) Sm Hegenſatze zu den Landesordnungen der Jahre 1849 und 1850 
baten Görz und Iſtrien, dann Tirol und Vorarlberg getrennte Landtage, während 
die eigenthümliche Dreitheilung in Galiziens Landtagskurien aufgegeben iſt. 
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Deßhalb das lebhafte Ankämpfen gegen eine ſolche Ordnung der 
Dinge bei der Ausgleichsreviſton von 1867, daher im Zuſammen⸗ 
hang mit den geringen durch die Zeit gebotenen Widerſtandskräften 
der theilweiſe Sieg der Länderautonomie. Durch das neue Grund— 
geſetz über die Reichsvertretung iſt der Wirkungskreis derſelben 
im Vergleiche zu den vereinigten Competenzen des früheren geſammten 
und engeren Reichsraths weſentlich verkleinert, es iſt namentlich prin— 
cipiell unendlich viel aufgegeben, indem, das Princip des Octoberdi— 
ploms noch verſchärfend, dem Reichsrathe eine ganz beſtimmte Zahl 
von legislativen Aufgaben (14) zugewieſen wird, der unerſchöpfliche 
Reſt der Geſetzgebung aber den Landtagen verbleibt. Wohl umfaſſen 
dieſe 14 dem Reichsrathe vorbehaltenen Gegenſtände die wichtigſten 
Aufgaben der Geſetzgebung, principiell waren aber wieder die Landtage 
die eigentlichen Träger derſelben geworden. Was die Landtage gewonnen 
haben, ob ſie nicht auch in einigen Punkten etwas verlieren ſollten, 
wird ſich ſofort zeigen, zur Klarſtellung des Standpunktes bedarf es 
aber vorher noch einiger Bemerkungen. Die Landtage beſitzen ſeit 
1867 eine Competenz von zweierlei Urſprung. Einerſeits iſt fie be⸗ 
ſtimmt durch die Landesordnung, andererſeits aber iſt ſie gewährt 
durch ein Reichsgeſetz, das revidirte Reichsrathsſtatut, und es iſt eine 
bisher noch nicht genügend unterſuchte Frage, ob die Landtage auch 
auf dieſe 1867 ihnen eingeräumten Rechte ein jus quaesitum beſitzen. 
Die in der Landesordnung zuerkannte Competenz ſoll ihrer Natur 
nach ohne Zuſtimmung des Landtags nicht verrückbar ſein, die durch 
den § 11 des revidirten Reichsrathsſtatutes erweiterte hingegen iſt zu 
einem Beſtandtheil der Landesorduung niemals geworden und es 
unterliegt, wenn man die äußerliche Stellung der bezüglichen Geſetzes— 
beſtimmung als maßgebend betrachtet, kaum einem Zweifel, daß ſie 
durch die Aenderung von zwet Paragraphen des mehrerwähnten Reichs— 
geſetzes auch wieder beſeitigt werden kann. Geſichert iſt ſomit vielleicht 
nur der Beſitz jener Rechte, welche die Landesſtatute verbürgen. Der 
1867 ſo weſentlich erweiterte Wirkungskreis iſt ein prekäres Ding, er 
bängt von dem Willen der geſetzgebenden Reichsgewalt ab. 

Worin beſteht nun dieſer übertragene Wirkungskreis jüngſten 
Datums? Nach dem bereits Angeführten läßt ſich derſelbe durch Auf— 
zählung der einzelnen umſchloſſenen Agenden nicht kennzeichnen, denn 
er iſt nicht poſitiv, ſondern nur negativ beſtimmt, aber, um eine Er⸗ 
weiterung der landtäglichen Competenz hervorzuheben, ſei z. B. nur er⸗ 
wähnt, daß nunmehr die geſammte Gemeindegeſetzgebung in dieſelbe 
fällt. Dadurch hat ein bisher zwiſchen Land und Reich getheiltes legis— 
latives Gebiet ſeine Vereinigung gefunden, leider iſt aber dieſer Vor— 
theil mit den übrigen Competenzveränderungen der Verfaſſungsreviſion 
nicht verbunden geweſen, im Gegentheile, wir ſehen nun bei der Zu— 
weiſung der legislativen Aufgaben die Syſtemloſigkeit zum Princip 
erhoben und in der unglücklichen Zerreißung zuſammengehbriger Gegen⸗ 
ſtände (Grundſätze an das Reich, Ausführung an die Länder u. ſ. w.) 
den Grund zu endloſen Competenzconflicten gelegt. Greifen wir 
das Gebiet des öffentlichen Unterrichtes heraus. Man ſollte glauben, 
daß, wenn dasſelbe zwiſchen Land und Reich aufgetheilt zu fein hatte, 
es keinen einfacheren und durchgreifenderen Geſichtspunkt geben könnte, 
als die Zuweiſung der Hochſchulen, die ihre Wirkſamkeit faſt immer 
über die Landesgrenzen erſtrecken, an das Reich, jene der Volksſchule 
mit ihrer örtlichen Gebundenheit an das Land, die der Mittelſchulen 
an das eine oder andere, aber immer in ihrer Geſammtheit. Mit 
nichten. Seit 1867 hat das Reich die Geſetzgebung über die Univerfi- 


täten, überläßt dieſelben aber bezüglich aller anderen Hochſchulen er 


Ländern, die Gymnaſien unterſtehen ſowie die Volksſchulen in den 
Grundzügen ihrer Organiſirung dem Reiche, die Länder aber haben 
die Ausführungsgeſetze zu ſchaffen, ſind ſomit im Stande, die Grund— 


züge in der Luft ſchweben zu laſſen, die Real- und merkwürdiger Weiſe ) 


auch alle Specialſchulen ſind endlich vollſtändig Object landtäglicher 
Competenz. Ein zweiter Geſichtspunkt hätte die Geſetzgebung in Verbin 
dung gebracht mit der finanziellen Grundlage der einzelnen Inſtitute und 
hätte Hoch⸗ und Mittelſchulen dem Lande oder dem Reiche zugewieſen, 
je nachdem die letzteren ſich in die Erhaltung der bezüglichen Anſtal— 
ten theilen. Im Gegenſatze hiezu ſteht aber die Geſetzgebung über 
Staatsanſtalten (vom Staate erhaltene techniſche Hochſchulen, Real— 
ſchulen u. |. w.) den Landtagen, über Landesanſtalten (von den Län⸗ 
dern erhaltene Gymnaſien u. |. w.) dem Reichsrathe zu, ein Wider⸗ 
ſpruch, welcher klar zu Tage getreten, als die Landtage, welche ihre 
techniſchen Anſtalten auf das Reich überwaͤlzen wollten, von der Licenz 


Gebrauch machen mußten, ſich des Antheils an der Geſetzgebung in 
dieſem Falle zu entäußern. Aehnlich verhält es ſich mit dem Juſtitut der 
öffentlichen Bücher, denn die Geſetzgebung über dasſelbe ſteht zwar princi⸗ 
viell dem Reichsrathe zu, die innere Einrichtung der Bücher iſt aber Aufgabe 
der Landtage. Und abermals haben wir das Schauspiel erlebt, daß einer 
Reihe von Landtagen die hiemit aufgelaftete Bürde zu ſchwer erſchienen iſt; 
eine Reihe derſelben hat die Grundbuchsvorlage der Regierung mit der 
Abtretung der bezüglichen Eompetenz an die Reichsvertretung beant⸗ 
wortet und ſo iſt in den jüngſten Jahren durch dieſe freiwillige ca- 
pitis diminutio einzelner Landtage das, wenn auch nur in einzelnen 
Fällen erreicht, was ſeit der Verfaſſungsverleihung nicht exiſtent ge⸗ 
worden, das Maß der von den 17, Landesvertretungen geübten Com- 
petenz iſt ein ungleiches, der archimediſche Punkt benützt, um eine 
vielgeſtaltige individualiſirende Entwicklung anzubahnen. 
Ueberraſchender Weiſe findet ſich neben all den erörterten und 
manch anderen von autonomiſtiſcher Tendenz eingegebenen Beſtim⸗ 
mungen an drei Stellen des Geſetzes der vielleicht unbewußte Verſuch, 
in die Landesordnungen einzugreifen, es find dies lit. d, f, h der 
vielberufenen 14 Punkte. Nach der Februarverfaſſung hatten nur die 
Grundſätze der Volt, Eiſenbahn- und Telegraphengeſetzgebung zu 
der Competenz des Reichsrathes gehört, die Decemberverfaſſung vin⸗ 
dicirt die geſammte Geſetzgebung auf dieſen drei Gebieten ſowie be⸗ 
züglich des Reichscommunicationsweſens überhaupt der Reichsvertretung 
(lit. d.): von der Medicinal- und Seuchengeſetzgebung ſchweigt das 
Reichsrathsſtatut von 1861, im Jahre 1867 ſpricht man fie dem 
Reichsrathe zu (lit. f.), während aus der landtäglichen Legislaturpe⸗ 
riode 1861 — 1867 einſchlägige Geſetze vorhanden find und von einer 
gegentheiligen Auffaſſung der Competenz Zeugniß geben, die confeſſio⸗ 
nellen Verhältniſſe endlich ſollen nunmehr lediglich vor das Forum 
des Reichsrathes gehören (lit. h.), während die Landesſtatute bekannt⸗ 
lich die näheren Anordnungen über Kirchenangelegenheiten inner⸗ 
halb der Grenzen der allgemeinen Geſetze den Landtagen vorbehalten, 
ein Recht, welches z. B. von dem Tiroler Landtage in dem Pro— 
teſtantengeſeze von 1866 auch ausgeübt worden war. In allen 
dieſen Punkten haben wir einen Widerſpruch des Reichsgeſetzes mit 


den poſitiven Competenzbeſtimmungen der Landesordnungen und es 


wäre einer tiefer eingehenden Unterſuchung bedürftig, ob, nicht in 
dieſem Falle das Landesrecht das Reichsrecht bricht, als es jene ge— 
weſen, welche die Parlamentsdebatten über die confeſſionellen Ge— 
ſetze enthalten. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Darlegung, daß ein Heimatſchein erſchlichen wurde, genügt 
nicht, ihn ungiltig zu machen wenn nicht zugleich der im § 35 Heim. 
Geſ. geforderte Nachweis beigebracht wird. 


Joſef D. iſt als Sohn der Eheleute Johann und Joſefa D. 
Inwohner zu O. im Bezirke Sch. am 17. März 1825 geboren. 
Im Alter von 2 Jahren überſiedelte Joſef D. mit ſeinen Eltern nach 
N., ebenfalls in demſelben Bezirke und hielt ſich daſelbſt im gemein— 
ſchaftlichen Haushalte feiner Eltern bis zum Jahre 1850 ununter- 
brochen auf. Als er in dieſem Jahre heiraten wollte und von dem 
Patrimonialamte keinen Ehemeldzettel erhalten konnte, weil er keinen 
Hausbeſiz hatte, wendete er ſich an feinen Onkel, den Grundbeſitzer 
Thomas S. in A., aus welcher Gemeinde auch ſein Vater ſtammte 
und mit Beihilfe dieſes Onkels erhielt er von dem Wirthſchaftsamte 
P. den Ehemeldzettel ddo. 25. Jänner 1850, in welchem er als 
Joſef D. aus N., gegenwärtig Inmann in A., bezeichnet iſt. Factiſch 
hat aber Joſef D. nie in A. domicilirt. Auf Grund dieſes Ehemeld⸗ 
zettels erfolgte am 4. Februar 1850 die Tranung des Joſef D. 
mit Leopoldine 3., Häuslerstochter aus R. in der Pfarrkirche zu W. 
und es iſt in dem Trauungsſcheine ebenfalls die Gemeinde A. als 
gegenwärtiger Aufenthaltsort angegeben. Mit feinem Eheweibe über⸗ 
ſiedelte D. in die Gemeinde R. und verblieb daſelbſt vom Jahre 
1850 bis 1869, ſich theils vom Taglohne ernährend, theils als Mu— 
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ſcheine ausweiſe; es gelang auch dieſem von dem Gemeindevorſtande 
in A. mehrere Heimatſcheine (u. z. unterm 25. November 1850, 
2. April 1852, 27. Jänner 1853, 6. Juli 1854 und 25. März 
1855) zu erlangen, auf Grund deren er ſich von den Behörden, wenn 
er als Muſikant Reiſen unternahm, die nöthigen Reiſedocumente er 
wirkte. Im Jahre 1870 zog Joſef D. nach G., wo er ſich noch 
immer aufhält. Sein Vater Johann D. war in A. geboren und 
ſpäter daſelbſt Grundbeſitzer, verkaufte jedoch im Laufe der Jahre 
ſeine Realität, wohnte in mehreren Gemeinden, bis er ſich endlich, 
etwa im Jahre 1827 in N. anſiedelte und daſelbſt in den fünfziger 
Jahren verſtarb. Die Gemeinden A., R. und N. verweigerten die An⸗ 
erkennung des Heimatrechtes des Joſef D. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied daher, daß der von der 
Gemeinde A. dem Joſef D. ausgefolgte Heimatſchein inſolange in 
Giltigkeit zu verbleiben habe, als nicht ſichergeſtellt ſein wird, daß 
der Eigenthümer desſelben zur Zeit der Ausſtellung das Heimatrecht 
in einer anderen Gemeinde hatte. Zugleich wurde der Gemeindevor— 
ſtand aufgefordert, dem Joſef D. und ſeiner Familie über Anſuchen 
Heimatſcheine auszufolgen. Dieſe Entſcheidung wurde in folgender 
Weiſe begründet: „Aus den Erhebungsacten geht hervor, daß Joſef 
D. in der Gemeinde R. nicht ſtillſchweigend geduldet wurde, 
ſondern vielmehr jedes Jahr vom Gemeindevorſtande zur Bei— 
bringung des Heimatſcheines aufgefordert worden iſt. D. hat auch 
in der That einen Heimatſchein der Gemeinde A. beſeſſen und 
denſelben bei der Volkszählung von 1870 producirt, weßhalb nicht er— 
kannt werden kann, daß er das Heimatrecht in R. im Sinne des 
$ 12 ad b des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 erworben habe. 
Da auch die Gemeinde N. die Zuſtändigkeit des D. dahin in Abrede 
ſtellt, mußte die obige Entſcheidung erfolgen.“ 

Ueber Recurs der Gemeinde A. und auf Grund weiterer Nach— 
tragserhebungen hat die Statthalterei die angefochtene Entſcheidung 
behoben und erkannt, daß Joſef D. das Heimatrecht in N. genießt; 
„denn nachdem dieſer am 17. März 1825 zu O. geboren, Sohn des 
Johann D., ſich mit ſeinen Eltern von 1827 an bis zum Jahre 1850 
in N. aufgehalten, ſomit nach dem Conſeriptionspatente vom Jahre 
1804 daſelbſt das Heimatrecht erworben hat, die Aufnahme desſelben 
in den Gemeindeverband von A. ebenſowenig wie die Erwerbung 
eines anderen Heimatrechtes nachgewieſen werden kann, insbeſondere 
der Genannte bei Vorweiſung eines wenn auch ungiltigen Heimat⸗ 
ſcheines in R. das Heimatrecht vermöge ſeines Aufenthaltes nicht er⸗ 
werben konnte, muß er als nach N. zuſtändig erkannt werden.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Gemeinde N. den Mini⸗ 
ſterialrecurs. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 7. März 1875, 3. 
12.947 ex 1874 in nachfolgender Weiſe entſchieden: 

„Da die Gemeinde A. die Angehörigkeit des Joſef D. zu dieſer 
Gemeinde durch die Erfolgung einer Reihe von Heimatſcheinen aner— 
kannt hat, und da weder mit Rückſicht auf die Umſtände, unter welchen 
die Erfolgung dieſer Heimatſcheine ſtattfand, noch auch mit Rückſicht 
auf den Inhalt der bezüglichen Verhandlungen überhaupt der Beweis 
als erbracht angeſehen werden kann, daß Joſef D. zur Zeit der von 
der Gemeinde A. ausgefolgten Heimatſcheine das Heimatrecht in der 
Gemeinde N. hatte, ſo findet das k. k. Miniſterium des Innern, dem 
Recurſe des Gemeindevorſtandes in N. Folge gebend, die Entſcheidung 
der Statthalterei abzuändern und auszusprechen, daß Joſef D. in der 
Ortsgemeinde A. als heimatberechtigt anzuſehen ſei.“ K. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 30. Jünner 1875, 3. 1430, in Betreff 
der Competenz der politiſchen Gewerbsbehörden zur Strafamtshandlung wider 
Huuſtrer, welche geſetzwidrig Wagren im Aufbewahrungsorte verkaufen. 


Es iſt die Frage angeregt worden, ob gegen Hauſtrer, die nach $ 1 des 
Hauſirpatentes ihre Waaren nur im Umherziehen von Ort zu Ort und von Haus 
zu Haus, ohne beſtimmte Verkaufſtätte verkaufen dürfen, wenn fie mit Außeracht⸗ 
laſſung dieſer Beſchränkung ſich beikommen laſſen, Waaren im Aufbewahrungs- 
orte zu verkaufen, das Strafverfahren von den politiſchen Behörden im Grunde 


ſikant herumziehend. Gleich zu Anfang ſeiner Anſiedlung in R. drang des § 132 lit. a der Gewerbeordnung oder von den Finanzbehörden nach § 19 
der Gemeindevorſteher darauf, daß ſich Joſef D. mit einem Heimat- und 20 des Haufirpa entes vom Jahre 1852 zu pflegen fei. 


Die k. k. Miniſterien des Innern, des Handels und der Finanzen haben 
ſich rückſichtlich dieſer Frage dahin geeinigt, daß die Amtshandlung bezuglich der 
Uebertretungen der bezeichneten Art nach $ 132 lit a der Gemeindeordnung von 
den im § 141 erwähnten politiſchen Behörden zu pflegen und durchzuführen iſt, 
weil ein Hauſirer, welcher Waaren im Aufbewahrungsorte verkauft, gleichſam ein 
ſtabiles Handelsgeſchäft im Gegenſaße vom Hanſiren betreibt, und das Verbot, 
welches in dieſem Falle übertreten wird, nicht im Hauſirpatente ſelbſt, ſondern in 
der Gewerbeordnung enthalten iſt. 

Die k. k. Landesſtelle wird hievon zur Darnachachtung und entſprechenden 
Anweiſung der Gewerbsbehörden erſter Inſtanz mit dem Beifügen in die Kennt— 
niß geſetzt, daß eine ähnliche Eröffnung durch das k. k. Fin anzminiſterium an die 
k. k Finanzbehörden unterm 25. Jänner 1875, 3. 1224 ergangen iſt. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 9. Februar 1875, 3. 1153, betreffend die 
Richtſchnur bei Vidirung der Doeumente ungariſcher Hauſirer 


Anläßlich vorgekommener Fälle, daß Seitens der politiſchen Unterbehörden 
in der diesſeitigen Reichshälfte minderjährigen, mit ungariſchen Hauſirdocumenken 
verſehenen Haufirern, obwohl dieſelben die Altersnachſicht zum Hauſirhandel nicht 
ausgewieſen hatten, dennoch ihre Documente zum Hauſirhandel in dem betreffenden 
Bezirke vidirt wurden, wird der k. k. zur eigenen Wiſſenſchaft und ent- 
ſprechenden Verſtändigung der unterſtehenden politiſchen Behörden eröffnet, daß laut 
Zuſchrift des königl. ungariſchen Handelsminiſteriums vom 14. Jänner l. J. 322.271 
die Beſtimmungen des Hauſirpatentes vom 4. September 1852, R. G. Bl. Nr. 252 
auch in den Ländern der ungariſchen Krone Geltung haben und daß die ungariſchen 
Verwaltungsbehörden zur ſtrengen Handhabung dieſer Beſtimmungen von dem 
gedachten Miniſtertum angewieſen worden find. 

Es iſt ſonach ſeitens der Unterbehörden bei Vidirung ſolcher ungariſchen 
Hauſirdocumente genau darauf zu achten, daß dieſe den geſetzlichen Vorſchriften 
entſprechen und daß rückſichtlich der Perſönlichkeit der Hauſtrer, namentlich ihres 
Lebensalters nach den Beſtimmungen der §§ 8 und 17, und bezuglich der Waaren⸗ 
gattung, nach jenen des § 12 des Haufirpatentes kein Anſtand obwaltet. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 16. Februar 1875, 3. 18.234, betreffend 
den Verkauf von Kleiderſtoffen, bei welchen zur Vefeſtigung der Farben Arſenver— 
bindungen angewendet werden. 


Ez iſt zur h. o. Kenntniß gelangt, daß im Handel ſowohl ausländiſche, 
als auch in ändiſche Kleiderſtoffe vorkommen, bei welchen zur Befeſtigung der übri⸗ 
gens unſchädlichen Farben ſtatt der theueren Eiweißſtoffe wohlfeilere Arſenverbin— 
dungen angewendet werden, welche an den Stoffen in großer Menge haften 
bleiben und wegen ihrer leichten Ablösbarkeit dieſe Stoffe in hohem Grade ge— 
ſundheilsgefährlich machen. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei mit dem Bemerken, daß der § 6 der 
Miniſterial-Verordnung vom 1. Mai 1866, R. G. Bl. Nr. 54, nach welchem 
bei der Bereitung von Bekleidungsgegenſtänden und jeder Art Toilettenartikeln 
die Verwendung ſolcher Subſtanzen unterſagt iſt, welche in der Art und Form, 
in welcher ſie zur Verwendung kommen, die Geſundheit gefährden, in Verbindung 
mit dem Sinne und Zweche der übrigen Paragraphe dieſer Verordnung als hin— 
reichend erkannt wird, um der Erzeugung und dem Verkaufe der oben erwähnten 
Kleiderſtoffe entgegen zu treten, und mit dem Auftrage in Kenntniß geſetzt, den 
Unterbehörden die diesfalls entſprechenden Weifungen zu geben. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern dom 16. Februar 1875, 3. 15.999 in Betreff 
des Haltens und der Abgabe von Arzeneiſtoffen Seitens der Thierärzte und Kur— 
ſchmiede. 


Anläßlich vorgekommener Anfragen findet das Miniſterium des Innern 
den diplomirten Thierärzten und den zur pferdeärztlichen Praxis beim Civile noch 
berechtigten Kurſchmieden das Halten eines Vorrathes von Arzeneiſtoffen, ſo 
wie die Zubereitung und Abgabe von Arzeneien, jedoch nur für den Bedarf der 
eigenen thier- beziehungsweiſe pferdeärztlichen Praxis zu geſtatten. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei zur Darnachachtung in die Kenntniß gefett. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 2. Februar 1875, 3. 1343 an ſämmtliche 
k. k. Oberlandesgerichte, betreffend die Rückforderung von Ordensinſignien und 
Auszeichnungen nach dem Tode der damit beliehenen Ausländer. 


Se. k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter Entſchließung 
vom 22. Mai 1874 anzuordnen geruht, daß mit Ausnahme des Ordens vom 
goldenen Vließe, des Militär. Maria⸗Thereſien⸗Ordens und des Sternkreuz⸗Ordens 
alle an Ausländer verliehene k. und k. Ordensſignien und Verdienſtkreuze nach 
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Aeußern veranlaßt, die Lifte jener fremden Staaten zu revidiren, welche 


dem Tode der damit Beliehenen nicht mehr zurückzufordern find, wenn die De— 
corirten ſolchen Staaten angehören, welche bezüglich ihrer Orden und Auszeichnungen, 
gleiche Grundsätze uns gegenüber beobachten. 

Im Falle aber, daß der Decorirte durch ein gerichtliches Erkenntniß feiner 


Auszeichnung für verluſtig erklärt werden ſollte, it von der Rückſtellung der De- 


coration nicht Umgang zu nehmen. 

Dieſe Allerhöchſten Anordnungen haben das k. und k. Miniſterium des 
anf der 
Rückſtellung ihrer an diesſeitige Staatsangehörige verliehenen Orden nach dem 
Ableben der Beliehenen nicht beſtehen. 

Die fremden Ordensauszeichnungen, deren Rückſtellung nicht verlangt wird, 
ſind folgende: die päpſtlichen, k. ruſſiſchen, k. braſilianiſchen, k. türkiſchen k. italieni⸗ 
(hen, k. portugieſiſchen, franzöſiſchen, perſiſchen und tuneſiſchen Decorationen. 

Das Kaiſerthum Rußland wünſcht nur die Mittheilung über das Ableben 


der Beſitzer ſeiner Orden; die Ordensinſignien ſind jedoch im Falle gerichtlicher 
Verluſtigerklärung des Inhabers zurückzuſtellen. 


Das Königreich Italien verlangt nur die Rückſtellung des Aununciaden— 


Ordens. 


Von den ſpaniſchen Orden waren früher nur die Orden des goldenen Vließes 


und Karl's III., ſowie die Kreuze und Schleifen der Damenorden zurückzustellen. 


Im Jahre 1873 waren von der damaligen Regierung in Madrid alle 


paniſchen Orden aufgehoben worden. 


Die Rückſtellung von Decorationen in Brillanten wird im Allgemeinen von 


keinem Staate beanſprucht. 


Hievon wird das k. k. Oberlandesgericht mit Bezugnahme auf den § 90 


des Geſetzes vom 9. Auguſt 1854, R. G. Bl. Nr. 208 zur Verſtändigung der 


unterſtehenden k. k. Gerichte und k. k. Notare in Kenntniß geſetzt. 


Perſon alien. 


Seine Majeftät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Johann 
Bayer taxfrei den Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Viceconſul in Belgrad Johann Cingria zum 
Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Baurathe Leopold Ritter v. Clarictni-Dorn⸗ 
bacher anläſſig deſſen Peuſionirung den Titel eines Oberbaurathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
Felix Grafen Wimpffen das Großkreuz des Leopold-Ordens, dem k. und k. 
Legationsrathe erſter Claſſe Otto Freiherr Mayer v. Gravenegg den Orden 
der eifernen Krone zweiter Claſſe, dem k. und k. Legationsrathe Friedrich v. 
Pilat das Ritterkreuz des Leopold-⸗Ordens, dem k. und k. Legations⸗Secretär 
Marius Freiherr Paſetti v. Friedenburg das Komthurkreuz des Frauz⸗Joſeph⸗ 
Ordens; dem k. und k. Honorar⸗Legationsſecretär Rüdiger Freiherr v. Biege- 
leben und Alfred Ritter Schwarz v. Mohrenſtein den Orden der eifernen 
Krone dritter Claſſe; den k. und k. Geſandtſchaftsattoches Franz Grafen Lutzow 
und Julius Schöfer, dann dem k. und k. Conſul Benediet Row das Ritter— 
kreuz des Franz-Joſeph-Ordens; den k. und k. Kanzleiſecretären Karl Palaecci, 
Beuedict Granetti und Arthur Lazovich das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone und dem ek und k. Kanzliſten Peter Beretta, ſowie dem bei dem Ge⸗ 
neralconſulate in Venedig in Verwendung ſtehenden penſionirten k. k. Rechnungs- 
official Paul Gu gubauer das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Polizeicommiſſär Emanuel Drexler 
zum Obercommiffär und die Concipiſten Johann Marek und Guſtav Kautetzky 
zu Polizeicommiſſären bei der Wiener Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthalterei-Secretär Franz v. Werke: 
zin zum Bezirkshauptmann in Steiermark ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Johann Kardaſch zum Ober— 
rechnungsrath und den mit Titel und Charakter eines Rechnungsrathes beklei— 
deten Rechnungsrevidenten Leopold Kaiſer zum Rechnungsrathe der niederbſterr. 
Finanzlandesdirection ernannt. . 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Ignaz Eberl zum Steuer— 
Oberinſpector für Brünn ernannt. N 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der k. k. Studien⸗ 
bibliothek zu Olmütz erledigte Seriptorsſtelle dem Amaunenſis an der k. k. Inne- 
brucker Univerſitätsbibliothek Johann Hausmann verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter in Lundenburg Severin Stenzel 
zum Oberpoſtcontrolor in Brünn ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Verwalter des Telegrapheuamtes in der Hof— 
burg Adalbert Koeſtner zum Telegraphen-Oberamtsverwalter ernannt. 


Erledigungen. 


Concepts Praktikantenſtelle im Herzogthume Salzburg eventuell noch eine 
zweite mit dem Adjutum jährlicher 500 fl. (Amtsbl. Nr. 82.) 

Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Voralberg mit der neum- 
ten Rangsclaſſe, bis 8. Mai. (Amtsbl. Nr. 84.) 

Bezirks ⸗Thierarztensſtellen zu Neumarkt in Oberſteiermark, zu We'z in Mittel- 
ſteiermark und zu Windiſchgraz in Unterſteiermark mit je 500 fl. Jahresgehalt, bis 
Ende April. (Amtsbl. Nr. 85.) 

Ingenieureftelfe für den Staaksbaudienſt im Herzogthume Krain mit der 
neunten Rangsclaſſe bis 28. April. (Amtsbl. Nr. 86.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


